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DU 4 -220 218/62 


Der Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft 

I A2 


Bonn, den 30. März 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Arbeitsbedingungen des wissenschaftlichen und techni- 
schen Personals an den hochschulfreien Forschungsein- 
richtungen des Bundes und bei Zuwendungsempfängem 
des Bundes 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 2. Juli 1969 
— Drucksache V/4476 — 


Über die Auswirkungen der Beschlüsse des Kabinettsausschus- 
ses für wissenschaftliche Forschung, Bildung und Ausbildungs- 
förderung (nachfolgend: Kabinettsausschuß) zur Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen des wissenschaftlichen und technischen 
Personals in den hochschulfreien Forschungseinrichtungen ha- 
ben wir am 26. Oktober 1967 (Drucksache V/2165) und am 
6. März 1969 (Drucksache V/3963) berichtet. Beide Berichte hat 
der Deutsche Bundestag zustimmend zur Kenntnis genommen. 
Bei der Beschlußfassung über den Bericht vom 6. März 1969 
wurde die Bundesregierung am 2. Juli 1969 ersucht, dem Deut- 
schen Bundestag bis zum 1. April 1971 erneut zu berichten. 


Im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen berich- 
ten wir wie folgt: 

Die Beschlüsse des Kabinettsausschusses unterscheiden zwi- 
schen Großforschungseinrichtungen (Kern-, Luftfahrt- und 
Raumfahrtforschungseinrichtungen), Forschungseinrichtungen, 
die mit Großforschungseinrichtungen vergleichbar sind, und 
Forschungseinrichtungen, die sich mit Großforschungseinrich- 
tungen nicht vergleichen lassen. Die für diese Einrichtungen 
beschlossenen Maßnahmen sind im einzelnen in Abschnitt I des 
Berichts vom 26. Oktober 1967 dargestellt. 
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I. Tarif vertragliche Verbesserungen 

Neben diese Maßnahmen ist in den beiden vergangenen Jahren 
eine Reihe von tarifvertraglichen Neuregelungen getreten, 
durch die auch die Arbeitsbedingungen des Personals an den 
hochschulfreien Forschungseinrichtungen verbessert worden 
sind. 

1. Durch den Tarifvertrag zur Änderung und Ergänzung des 
Bundes-Angestelltentarifvertrages (BAT) vom 27. Juli 1970 
ist das Vergütungssystem des BAT vom 1. Oktober 1970 an 
neu geordnet worden. Nach der Neuregelung ist für die 
Höhe der Grund Vergütung der Angestellten neben ihrer 
Vergütungsgruppe grundsätzlich das Lebensalter maßge- 
bend. Außerdem sind die Aufrückungsgewinne bei Höher- 
gruppierungen erheblich verbessert worden. Durch diese 
Änderungen des Vergütungssystems ist insbesondere für 
diejenigen Angestellten, die in ihren ersten Berufsjahren 
außerhalb des BAT-Bereichs tätig gewesen sind, ein größerer 
finanzieller Anreiz für eine Tätigkeit in den Forschungsein- 
richtungen geschaffen worden. 

2. Durch den Vergütungstarif vertrag Nr. 9 vom 17. Dezember 
1970 ist auch für die Angestellten, die unter die Allgemeine 
Dienstordnung für üb ertarif liehe Angestellte im öffentlichen 
Dienst (ADO) vom 10. Mai 1938 fallen, das Vergütungs- 
system vom 1. Januar 1971 an auf das Lebensaltersprinzip 
umgestellt worden. 

3. Die Tarifverhandlungen über die Arbeitsbedingungen der 
in Kernforschungseinrichtungen beschäftigten Arbeitneh- 
mer, die bei der Beratung des im Jahre 1969 erstatteten Be- 
richts schon zu einem Teilergebnis geführt hatten (vgl. Ab- 
schnitt II des Berichts vom 6. März 1969), konnten am 
24. September 1970 mit dem 25. Tarifvertrag zur Änderung 
und Ergänzung des BAT abgeschlossen werden. Hierdurch 
sind die Sonderregelungen (SR) 2 o BAT) erweitert worden: 

Es ist eine aufzehrbare Zulage (Nr. 5 a SR 2 o BAT) neu ein- 
geführt worden, die vor allem der Gewinnung und Erhaltung 
qualifizierten Personals dienen wird. Sie beträgt — wie die 
Leistungszulage nach Nr. 6 Abs. 3 SR 2 o BAT, die außerdem 
gewährt werden kann — im Höchstfälle das Fünffache des 
Unterschiedsbetrages zwischen den Grundvergütungen der 
ersten und der zweiten Lebensaltersstufe der zuständigen 
Vergütungsgruppe. Zur Zelt sind dies z. B. für Wissenschaft- 
ler je nach Vergütungsgruppe höchstens 365DM bis 410 DM. 
Die Zulage nach Nr. 5 a SR 2 o BAT ist für die Angestellten 
in Kernforschungseinrichtungen an die Stelle der Zulage 
getreten, die bisher auf der Grundlage der Beschlüsse des 
Kabinettsausschusses außertariflich in Form von vorweg- 
genommenen Steigerungsbeträgen der Grundvergütung ge- 
währt werden konnte. 
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über diese Verbesserungen hinaus ist der nach der SR 2 o 
BAT zulagenberechtigte Personenkreis ausgedehnt worden 
auf Angestellte im Dokumentations- und Programmierdienst 
und auf Angestellte als Übersetzer, die Forschungsaufgaben 
vorbereiten, durchführen oder auswerten. 

4. Für Angestellte der Vergütungsgruppen V a bis III BAT mit 
technischer Ausbildung nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu 
allen Vergütungsgruppen der Anlage 1 a zum BAT (Inge- 
nieure) sowie für Angestellte, die auf Grund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkei- 
ten ausüben, ist durch Tarifvertrag vom 8. Juli 1970 die 
Gewährung einer Zulage vereinbart worden. Die Zulage 
wird in der gleichen Höhe gezahlt, wie sie die entsprechen- 
den vergleichbaren Beamten des gehobenen technischen 
Dienstes erhalten. Sie beträgt nach dem Ersten Gesetz zur 
Vereinheitlichung und Neuregelung des Besoldungsrechts 
in Bund und Ländern vom 18. März 1971 (BGBl. I S. 208) 
vom 1. Januar 1971 an 145 DM monatlich. 

5. Schließlich sind durch den Tarifvertrag zur Änderung und 
Ergänzung der Anlage 1 a zum BAT (Eingruppierung der 
Meister) vom 8. Juli 1970 die seit dem 1. Mai 1956 unver- 
ändert gebliebenen Tätigkeitsmerkmale für Meister der 
Vergütungsgruppen VIII bis V c des Teils I der Anlage 1 a 
zum BAT in die jeweils nächsthöhere Vergütungsgruppe 
aufgenommen worden. 


II. Ausbau und Fortentwicklung der vom Kabinettsausschuß für 
wissenschaftliche Forschung, Bildung und Ausbildungsförderung 
beschlossenen Maßnahmen 


Die vom Kabinettsausschuß beschlossenen Maßnahmen sind an 
die tarifliche Entwicklung angepaßt und außerdem — unter 
Berücksichtigung der Bedürfnisse der Praxis — ausgebaut wor- 
den. 

1. Die auf Grund der Beschlüsse des Kabinettsaussdiusses ge- 
troffenen Zulagenregelungen (vgl. Abschnitt III Ziff. 1 des 
Berichts vom 26. Oktober 1967) sind durch gemeinsames 
Rundschreiben der Bundesminister des Innern und der 
Finanzen vom 3. November 1970 und durch Rundschreiben 
des Bundesministers der Finanzen vom 9. November 1970 
an die Neuregelung des Vergütungssystems für unter den 
BAT fallende Angestellte (vgl. oben Abschnitt I Ziff. 1) an- 
gepaßt und z. T, verbessert worden. 

Wie bisher sind für wissenschaftliche und technische Ange- 
stellte in Luft- und Raumfahrtforschungseinrichtungen und in 
Forschungseinrichtungen, die mit Großforschungseinrichtun- 
gen vergleichbar sind, widerrufliche Leistungszulagen und 
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aufzehrbare Zulagen vorgesehen. Der Höchstbetrag dieser 
Zulagen ist im Zusammenhang mit der Umstellung auf das 
neue Vergütungssystem erhöht worden und beträgt nun- 
mehr wie im Bereich der Kernforschungseinrichtungen (vgl. 
oben Abschnitt I Ziff. 3) für jede Zulage das Fünffache des 
Unterschiedsbetrages zwischen den Grundvergütungen der 
ersten und der zweiten Lebensaltersstufe der Vergütungs- 
gruppe des jeweiligen Angestellten. Die Zahl der Empfänger 
von Leistungszulagen ist mit 40 v. H. der möglichen Zulagen- 
empfänger unverändert geblieben; bei den aufzehrbaren Zu- 
lagen ist der Vomhundertsatz von bisher 25 auf 40 erhöht 
worden. 

Bei den Forschungseinrichtungen, deren Verhältnisse sich 
mit denen in Großforschungseinrichtungen nicht vergleichen 
lassen, kann an wissenschaftliche Angestellte der Vergü- 
tungsgruppen II a bis I a BAT. wie bisher eine aufzehrbare 
Zulage gewährt werden. Auch hier ist der Höchstbetrag der 
Zulage auf das Fünffache des Unterschiedsbetrages zwischen 
den Grundvergütungen der ersten und der zweiten Lebens- 
altersstufe der zuständigen Vergütungsgruppe erhöht wor- 
den. Die Zahl der Empfänger ist mit 25 v. H. der möglichen 
Zulagenempfänger unverändert geblieben. 

Auch für Angestellte mit ADO-Vergütung in Großfor- 
schungs- und vergleichbaren Einrichtungen wurde in Ergän- 
zung der vom Kabinettsausschuß beschlossenen Maßnahmen 
durch Rundschreiben des Bundesministers der Finanzen vom 
4. September 1969 eine Zulagenregelung getroffen. Danach 
war es zunächst möglich, an höchstens 40 v. H. der mit For- 
schungsaufgaben betrauten ADO-Angestellten bis zu zwei 
Steigerungsbeträge der Grundvergütung als widerrufliche 
Leistungszulage und an höchstens 25 v. H. dieser Angestell- 
ten bis zu zwei vorweggenommene (aufzehrbare) Steige- 
rungsbeträge der Grundvergütung zu gewähren. Diese Rege- 
lung ist durch Rundschreiben des Bundesministers der Finan- 
zen vom 2. Februar 1971 an das neue Vergütungssystem für 
ADO-Angestellte (vgl. oben Abschnitt I Ziff. 2) angeglichen 
worden. Vom 1. Januar 1971 an kann diesen Angestellten 
eine widerrufliche Leistungszulage und, ggf. daneben, eine 
aufzehrbare Zulage bis zur Höhe des Vierfachen des Unter- 
schiedsbetrages zwischen den Grundvergütungen der ersten 
und der zweiten Lebensaltersstufe gewährt werden. Die Zahl 
der Empfänger von Leistungszulagen ist mit 40 v. H. der 
möglichen Zulagenempfänger unverändert geblieben; bei 
den aufzehrbaren Zulagen ist der Vomhundertsatz auf 40 
angehoben worden. 

Die Grundvergütungen der qualifizierten Nachwuchswissen- 
schaftler, mit denen besondere Zeitverträge abgeschlossen 
werden (vgl. Abschnitt I Ziff. 1 Buchstabe d und Ziff. 2 Buch- 
stabe c des Berichts vom 26. Oktober 1967), sind unter Be- 
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rücksichtigung der jeweiligen Erhöhung der Vergütungen 
und Löhne der Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes lau- 
fend an die wirtschaftliche Entwicklung angepaßt worden. 
Seit dem 1. Januar 1971 liegen die Grundvergütungen zwi- 
schen 2410 DM und 3170 DM monatlich. 


III. Sonstige Maßnahmen 


Im Jahre 1970 hat der Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft „Leitlinien zu Grundsatz-, Struktur- und Organisations- 
fragen von rechtlich selbständigen Forschungseinrichtungen" 
erarbeitet, die vorerst in neun Einrichtungen eingeführt werden 
sollen und eine Reform der inneren Struktur dieser Forschungs- 
einrichtungen und damit auch eine Verbesserung der Arbeits- 
bedingungen des wissenschaftlichen und technischen Personals 
zum Ziele haben. Neben der Frage des Umfanges und der Art 
der Einflußnahme des Staates auf die Forschungseinrichtungen 
steht im Mittelpunkt der Leitlinien, in welchem Ausmaß und in 
welcher Form die Wissenschaftler und Techniker bei den wis- 
senschaftlichen und technischen Entscheidungen in den Einrich- 
tungen mitwirken sollen. Der Ausschuß für Bildung und Wissen- 
schaft des Deutschen Bundestages ist am 20. Noyember 1970 
über die Leitlinien unterrichtet worden (vgl. auch die Antwort 
vom 28. Januar 1971 auf die Kleine Anfrage vom 17. Dezember 
1970 — Drucksache VI/1791 — ). Es ist beabsichtigt, die Leit- 
linien nach einer nochmaligen Überarbeitung im Laufe dieses 
Jahres durch entsprechende Änderungen der Satzungen der 
betroffenen Forschungseinrichtungen in die Praxis umzusetzen. 


IV. Auswirkungen der Beschlüsse des Kabinettsausschusses für 
wissenschaftliche Forschung, Bildung und Ausbildungsförderung 
und der im Berichtszeitraum getroffenen Maßnahmen 


A. Auswirkungen im Bundesbereich 
1 . Großforschungseinrichtungen 

Nach neuesten Erhebungen hat die Zahl des wissenschaftlichen 
und technischen Personals in den Großforschungseinrichtungen 
vom 15. November 1968 bis zum 31. Dezember 1970 um 
14,1 V. H., die des wissenschaftlichen Personals allein sogar um 
18,9 V. H., zugenommen. Es ist somit gelungen, das in der Groß- 
forschung tätige wissenschaftliche und technische Personal teil- 
weise beträchtlich zu verstärken, obwohl der Vomhundertsatz 
der unbesetzten Stellen im Berichtszeitraum auf 6,7 angestiegen 
ist. 
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Am 31. Dezember 1970 sind Leistungszulagen an 37,9 v. H. des 
wissenschaftlichen und technischen Personals gewährt worden. 
Dabei entfiel auf das wissenschaftliche Personal mit 43,8 v. H. 
ein nicht unwesentlich größerer Anteil als auf die technischen 
Hilfskräfte mit 34,4 v. H. Aufzehrbare Zulagen haben 19,1 v. H. 
des wissenschaftlichen und technischen Personals erhalten. Auch 
hier war es notwendig, zugunsten des wissenschaftlichen Per- 
sonals (21,9 v. H.) gegenüber dem technischen Personal 
(17,5 V. H.) stärkeren Gebrauch von der Zulagenregelung zu 
machen. 

Der Rahmen, innerhalb dessen diese Zulagen gewährt werden 
können, ist damit auch im Berichtszeitraum nicht immer voll 
ausgeschöpft worden. Dies beruht im wesentlichen auf den- 
selben Gründen, auf die schon im Bericht vom 6. März 1969 hin- 
gewiesen worden ist: Die Forschungseinrichtungen sind im Rah- 
men einer verantwortungsbewußten Personalpolitik bemüht, 
einen Teil der ihnen zur Verfügung stehenden Zulagen in 
Reserve zu halten, um in besonders drängenden Fällen die be- 
nötigten Wissenschaftler und Techniker gewinnen oder halten 
zu können. 

Insgesamt haben sich die vom Kabinettsausschuß beschlossenen 
Maßnahmen auch in den beiden zurückliegenden Jahren be- 
währt. Daran ändert es nichts, daß die unbesetzten Stellen in 
diesem Zeitraum prozentual zugenommen haben. Dies ist z. T. 
darauf zurückzuführen, daß auch die Zahl der besetzbaren Stel- 
len im Rahmen des planmäßigen Ausbaues der Forschungsein- 
richtungen angestiegen ist. Außerdem ist zu berücksichtigen, 
daß sich die Verbesserungen der vom Kabinettsausschuß be- 
schlossenen Maßnahmen in dem Zeitraum, auf den sich die die- 
sem Bericht zugrundeliegenden Erhebungen erstrecken, vielfach 
noch nicht aus wirken konnten, weil sie überwiegend erst kurz 
vor oder sogar erst nach Ablauf dieses Zeitraumes vorgenom- 
men worden sind. 


2. Mit Großforschungseinrichtungen vergleichbare Forschungs- 
einrichtungen 

Als Forschungseinrichtungen, deren Verhältnisse mit denen in 

Großforschungseinrichtungen vergleichbar sind, sind wie im 

Zeitpunkt des Berichts vom 6. März 1969 

a) das Institut für Aerobiologie der Fraunhofer Gesellschaft, 
Grafschaft (Hochsauerland), 

b) das Forschungsinstitut für Hochfrequenzphysik der Gesell- 
schaft zur Förderung der astrophysikalischen Forschung e, V., 
Wachtberg-Werthhoven, 

c) das Forschungsinstitut für Funk und Mathematik der Gesell- 
schaft zur Förderung der astrophysikalischen Forschung e. V., 
Wachtberg-Werthhoven, und 
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d) die Gesellschaft für Mathematik und Datenverarbeitung 
mbH, St. Augustin, 

anerkannt. 

Bei den in den Buchstaben a bis c genannten Forschungseinrich- 
tungen hat zwar, bedingt durch die Verringerung der besetz- 
baren Stellen um 13,4 v. H., die Zahl des wissenschaftlichen und 
technischen Personals im Berichtszeitraum insgesamt um 9,3 v. H. 
abgenommen. Das wissenschaftliche Personal jedoch konnte um 
2,9 V. H. vermehrt, die Zahl der offenen Stellen auf 7,0 v. H. 
vermindert werden. Der personelle Ausbau der in Buchstabe d 
angegebenen Forschungseinrichtung ist weiter fortgeschritten. 
Am 31. Dezember 1970 waren nur mehr 17,8 v. H. der vorhan- 
denen Stellen unbesetzt. 

Die Verbesserung der Personallage in diesen Bereichen dürfte 
vor allem darauf zurückzuführen sein, daß die Zahl der Zulagen- 
empfänger hier seit dem Bericht vom 6. März 1969 erheblich 
gestiegen ist, obwohl sich die Forschungseinrichtungen, gemes- 
sen an der Zahl der zur Verfügung stehenden Zulagen, bei der 
Vergabe der Zulagen auch hier vielfach noch zurückgehalten 
haben. 


3. Mit Großforschungseinrichtungen nicht vergleichbare For- 
schungseinrichtungen 


Die Feststellungen in den Berichten vom 26. Oktober 1967 und 
vom 6. März 1969, daß die Personallage bei diesen Forschungs- 
einrichtungen im allgemeinen als normal angesehen werden 
kann, gelten auch für den Berichtszeitraum. Bei auffallend vie- 
len Forschungseinrichtungen sind die Stellen, die für das mit der 
Vorbereitung, Durchführung und Auswertung von Forschungs- 
aufgaben betraute wissenschaftliche Personal zur Verfügung 
stehen, trotz gleichzeitiger Stellenvermehrung voll besetzt. Das 
dürfte nicht zuletzt darauf beruhen, daß der Vomhundersatz der 
Zulagenempfänger bei rund einem Drittel der Forschungsein- 
richtungen zugenommen hat. Auch hier hat sich die bestehende 
Zulagenregelung demnach bewährt. 


B. Auswirkungen im Bund/Länderbereich 


Die Regelung, die zur Verwirklichung der Beschlüsse des Kabi- 
nettausschusses im Bereich der Max-Planck-Gesellschaft am 
4. Juli 1968 vom Verwaltungsausschuß des Bund/Länder- Ab- 
kommens zur Förderung von Wissenschaft und Forschung be- 
schlossen worden ist (vgl. Abschnitt I Teil B des Berichtes vom 
6. März 1969), wird von der Gesellschaft seit 1. Januar 1969 
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angewendet. Da diese Regelung für die großforschungsähn- 
lichen Einrichtungen und die anderen Institute der Gesellschaft 
unterschiedliche Zulagenmöglichkeiten vorsieht, ist die Gewäh- 
rung von Zulagen vorsichtig gehandhabt worden. Gleichwohl 
hat die Regelung, deren Einführung begrüßt worden ist, dazu 
beigetragen, die Vergütungsprobleme der Gesellschaft zumin- 
dest teilweise zu lösen und die Personalsituation im Bereich 
des wissenschaftlichen und technischen Personals auch hier zu 
verbessern. 


V. Zusammenfassung 


Die vom Kabinettsausschuß beschlossenen. Maßnahmen haben 
sich auch im Berichtszeitraum bewährt und zu einer weiteren 
Verbesserung der Persönallage bei den Forschungseinrichtun- 
gen beigetragen. Ihr Ausbau und die im tariflichen Bereich er- 
zielten Fortschritte lassen erwarten, daß sich die Personalsitua- 
tion insoweit noch mehr entspannen wird. Die Bundesregierung 
wird gleichwohl weiter bemüht bleiben, den spezifischen 
Bedürfnissen der hochschulfreien Forschung ihr besonderes 
Augenmerk zu schenken. 


In Vertretung 

von Dohnanyi 


Genscher 



